
Kurzbericht - 610 

Ausschuss für Inneres und Sport 
(30. - öffentliche - Sitzung am 20. September 2018) 

Beratungsthemen: 

1.  (zusätzlicher Tagesordnungspunkt) 

 

Unterrichtung durch die Landesregierung zum Thema „Moorbrand im Emsland“ 

 

Der Ausschuss nahm eine Unterrichtung durch den Minister für Inneres und Sport 

entgegen und führte darüber eine Aussprache. 

 
 

2. a) Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Haushaltsplans für das 

Haushaltsjahr 2019 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/1269 neu 

 

 b) Mittelfristige Planung des Landes Niedersachsen 2018 - 2022 

Unterrichtung durch die Landesregierung - Drs. 18/1480 

 

 Der Ausschuss behandelte den Einzelplan 03 - Ministerium für Inneres und Sport (ohne 

Kapitel 0390 Verfassungsschutz) - und das in seinem Zuständigkeitsbereich liegende 

Kapitel 2011, TGr 64, lfd. Nrn. 6 - 12 des Einzelplans 20 - Hochbauten - unter 

Einbeziehung der Mipla 2018 - 2022. Er nahm die Einbringung durch den Minister für 

Inneres und Sport entgegen und führte darüber die Allgemeine Aussprache. 

  

3. a) Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Haushaltsplans für das 

Haushaltsjahr 2019 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/1269 neu 

 

 b) Mittelfristige Planung des Landes Niedersachsen 2018 - 2022 

Unterrichtung durch die Landesregierung - Drs. 18/1480 

 

 Der Ausschuss behandelte den Einzelplan 17 - Landesbeauftragte für den Datenschutz - 

unter Einbeziehung der Mipla 2018 - 2022. Er nahm die Einbringung durch die 

Landesbeauftragte für den Datenschutz entgegen und führte darüber die Allgemeine 

Aussprache. 

  

4. Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Unterrichtung durch die 

Landesregierung zum Thema „Moorbrand nach Schießübungen der Bundeswehr“ 

 

(erledigt) 

  

5. Entwurf eines Gesetzes zur Förderung und zum Schutz der digitalen Verwaltung in 

Niedersachsen und zur Änderung des Niedersächsischen Beamtengesetzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/1598 

 

Der Ausschuss erörterte die Grundzüge des Gesetzentwurfs und besprach 

Verfahrensfragen. Er kam überein, eine Anhörung durchzuführen. Die Sprecher der 

Fraktionen wurden gebeten, der Landtagsverwaltung bis zum 4. Oktober 2018 Vorschläge 

für den Kreis der Anzuhörenden zu nennen.  

  

 

 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01001-01500/18-01269.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01001-01500/18-01480.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01001-01500/18-01269.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01001-01500/18-01480.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01501-02000/18-01598.pdf
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6. Anwendung des § 51 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes von Amts wegen 

Antrag der Fraktion der AfD - Drs. 18/1518 

 

Der Ausschuss erörterte die Grundzüge des Entschließungsantrages und besprach 

Verfahrensfragen. Er kam überein, die Landesregierung um eine Unterrichtung zu bitten.  

  

7. Bleiberechtsregelung verbessern - echte Perspektiven für integrierte junge 

Menschen schaffen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/1528 

 

Der Ausschuss besprach Verfahrensfragen und kam überein, die Landesregierung um eine 

mündliche Unterrichtung zu bitten. Insbesondere solle dabei erläutert werden, wie die 

Ausländerbehörden die Bleiberechtsregelung in der Praxis anwenden.  

  

8. Ehrenamt stärken - Datenschutz-Grundverordnung für Vereine handhabbar machen! 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/1536 

 

Der Ausschuss besprach Verfahrensfragen und kam überein, eine Anhörung 

durchzuführen. Zu Beginn soll die Landesbeauftragte für den Datenschutz gehört werden. 

Die Fraktionen wurden gebeten, weitere Anzuhörende bis zum 4. Oktober 2018 zu 

benennen.  

  

9. Vertreibung und Gewalt nicht vergessen - Leistung der Deutschen aus Russland 

anerkennen 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/1544 

 

Der Ausschuss besprach Verfahrensfragen und kam überein, die Landesregierung um eine 

Unterrichtung zu bitten. Er nahm in Aussicht, die Beratung in seiner Sitzung am 

11. Oktober 2018 abzuschließen, um das Oktober-Plenum zu erreichen.  

  

Außerhalb der Tagesordnung: 

 Entwurf eines Gesetzes über die Wahl der Mitglieder der Verbandsversammlung des 

Regionalverbandes „Großraum Braunschweig“ 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/1408 

 

Der Ausschuss hatte in der 29. Sitzung am 6. September 2018 beschlossen, schriftliche 

Stellungnahmen zu dem Gesetzentwurf einzuholen. Er einigte sich auf den Kreis der 

Anzufragenden. 

 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01501-02000/18-01518.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01501-02000/18-01528.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01501-02000/18-01536.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01501-02000/18-01544.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01001-01500/18-01408.pdf

